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Kleine Anfrage 1182 
des Abgeordneten Lars Hünich (AfD-Fraktion) 

an die Landesregierung 

Überprüfung von Impfempfehlungen durch die Landesbehörden 

Nach § 20 Abs. 3 IfSG sollen die obersten Landesgesundheitsbehörden öffentliche Empfeh-
lungen für Schutzimpfungen „auf der Grundlage der jeweiligen Empfehlungen der Ständigen 
Impfkommission“ (STIKO) aussprechen. Die Verantwortung für die im Land geltende öffent-
liche Impfempfehlung liegt damit bei der Landesregierung bzw. der obersten Landesgesund-
heitsbehörde. An die öffentliche Empfehlung knüpft zudem die staatliche Versorgung bei 
Impfschäden an (§ 60 IfSG). 

Die STIKO erarbeitet ihre Empfehlungen nach einer veröffentlichten Standardvorgehens-
weise (SOP). Kern der SOP sind eine dokumentierte Risiko-Nutzen-Bewertung sowie die 
Erstellung und die Veröffentlichung einer wissenschaftlichen Begründung zu jeder Empfeh-
lung.1 

In der 12. (öffentlichen) Sitzung der Enquete-Kommission 8/1 des Landtages Brandenburg 
am 26. Juni 2026 konnte der Sachverständige im Zusammenhang mit der Empfehlung der 
COVID-19-mRNA-Impfstoffe für Schwangere keine Studie nennen, die zum Zeitpunkt der 
Empfehlung Sicherheitsbedenken zur Plazentagängigkeit des mRNA-Wirkstoffs hätte aus-
räumen können. Entsprechende Erkenntnisse seien dafür erst nach Anwendung des Wirk-
stoffs an den empfohlenen Personengruppen selbst – hier an geimpften Schwangeren – in 
anderen Ländern und später auch in Deutschland verfügbar gewesen.2 Die öffentliche Emp-
fehlung erfolgte somit, bevor die für eine sicherheitsbezogene Bewertung erforderlichen Da-
ten vorlagen. 

Ob und in welcher Form die zuständigen Landesbehörden die zugrunde liegenden STIKO-
Empfehlungen vor ihrer Übernahme eigenständig sichten oder prüfen, ist öffentlich nicht 
dokumentiert. Von besonderem Interesse ist dies bei der Empfehlung der COVID-19-mRNA-
Impfstoffe für Schwangere. 

 
1 Vgl. Standardvorgehensweise (SOP) der Ständigen Impfkommission (STIKO), Version 3.1 vom 14.11.2018, 
Stand 02.12.2022: https://www.rki.de/DE/Themen/Infektionskrankheiten/Impfen/Staendige-Impfkommis-
sion/Aufgaben-und-Methodik/SOP.html , abgerufen am 17.07.2026. 
2 Vgl. 12. (öffentliche) Sitzung der Enquete-Kommission 8/1 des Landtages Brandenburg am 26. Juni 2026: 
https://www.landtag.brandenburg.de/de/termine/12._(oeffentliche)_sitzung_der_enquete-kommis-
sion_8/1/45680, abgerufen am 17.07.2026 (Wortprotokoll zum Zeitpunkt der Anfrage noch nicht veröffent-
licht). 
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Ich frage die Landesregierung: 

1. Besteht innerhalb der Landesbehörden ein geregelter Prüf- bzw. Überprüfungspro-
zess, bevor eine öffentliche Impfempfehlung nach § 20 Abs. 3 IfSG ausgesprochen 
bzw. eine STIKO-Empfehlung übernommen wird? Falls ja, auf welcher Grundlage (Er-
lass, Dienstanweisung, Verwaltungsvorschrift, interne Verfahrensregelung) beruht die-
ser Prozess, welche Stellen sind beteiligt und in welcher Form wird er dokumentiert? 

2. Falls ein eigener Prüfprozess nach Frage 2 nicht besteht: Findet eine inhaltliche Sich-
tung der jeweiligen STIKO-Empfehlung durch die Landesbehörden statt, insbesondere 
eine Sichtung der nach der SOP der STIKO zu veröffentlichenden wissenschaftlichen 
Begründung und der dort dokumentierten Risiko-Nutzen-Abwägung? Falls ja, durch 
welche Stelle und in welcher Form dokumentiert? 

3. Prüfen die Landesbehörden bei der Übernahme einer STIKO-Empfehlung, ob die nach 
der SOP der STIKO vorgesehenen Verfahrensschritte vorliegen, insbesondere die Er-
stellung und die Veröffentlichung der wissenschaftlichen Begründung? Falls ja: Wie 
und durch welche Stelle wird dies festgehalten? 

4. Wurde speziell im Zusammenhang mit der Empfehlung der COVID-19-mRNA-Impf-
stoffe für Schwangere eine gesonderte Sichtung oder Prüfung der zugrunde liegenden 
wissenschaftlichen Begründung durch die Landesbehörden vorgenommen? Falls ja, 
durch welche Stelle, auf welcher Datengrundlage und in welcher Form dokumentiert? 
Falls nein, auf welcher Grundlage wurde die Empfehlung für Schwangere in die Emp-
fehlungspraxis des Landes übernommen? 

5. Liegen den Landesbehörden die wissenschaftlichen Begründungen der STIKO zu den 
COVID-19-Impfempfehlungen (einschließlich der Empfehlung für Schwangere) vor 
und werden diese im Rahmen der Empfehlungspraxis herangezogen bzw. archiviert? 

6. Plant die Landesregierung vor dem Hintergrund der Ausführungen des Sachverstän-
digen in der Sitzung der Enquete-Kommission 8/1 am 26. Juni 2026, sich die Unterla-
gen der STIKO übermitteln zu lassen, mit denen aus der Zeit vor der Empfehlung das 
Nichtvorliegen von Sicherheitsbedenken hinsichtlich der Anwendung der COVID-19-
mRNA-Impfstoffe bei Schwangeren begründet wurde? Falls ja, bis wann und über wel-
che Stelle? Falls nein, aus welchem Grund nicht? 
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